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Gemeinsamer Antrag Nr. 7 

 

 

der Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter:innen, 

von Deine Parteifreie Interessenvertretung, 

 

 

 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28. Mai 2026 
 

Lückenloser Kündigungsschutz in der modernen Arbeitswelt – 
Kündigungsanfechtung auch ohne herkömmliche „Betriebsstruktur“ sicherstellen 

 
Das Arbeitsrecht knüpft den Kündigungsschutz und die damit verbundenen 
Anfechtungsmöglichkeiten eng an das Vorhandensein einer betrieblichen Organisation im 
herkömmlichen Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG). Ein OGH-Urteil aus 2025 hat die 
massiven Defizite dieser Koppelung aufgezeigt: Wo nach strenger Auslegung kein „Betrieb“ 
vorliegt, fehlt es an der rechtlichen Grundlage für eine Kündigungsanfechtung. Diese Rechtslage 
führt zu einer bedenklichen Schieflage in der modernen Arbeitswelt: 
 

• Strukturelle Schutzlücken: In Zeiten von Plattformarbeit, virtuellen Teams und 

internationalen Matrixorganisationen lösen sich klassische Betriebsstätten immer häufiger 

auf. Beschäftigte in diesen modernen Strukturen fallen nach aktueller Judikatur aus dem 

Schutzsystem des ArbVG heraus. 

• Verlust des Rechtsschutzes: Wenn kein „Betrieb“ im rechtlichen Sinne existiert, ist eine 

Kündigungsanfechtung (§ 105 ArbVG) faktisch ausgeschlossen. Betroffene haben somit 

keine Handhabe, eine Kündigung gerichtlich überprüfen zu lassen – etwa, wenn diese aus 

sozial ungerechtfertigten Gründen oder anderen anfechtbaren Motiven erfolgt. 

• Internationaler Rückstand: Während andere Rechtsordnungen den Kündigungsschutz als 

individuelles Recht definieren, das unabhängig von der Betriebsorganisation besteht, droht 

das österreichische Schutzniveau durch die starre Bindung an den Betriebsbegriff massiv zu 

erodieren. 
 

Der Schutz vor willkürlichem Jobverlust darf nicht von formalen Organisationsstrukturen abhängen. 
Es ist eine gesetzliche Anpassung erforderlich, die sicherstellt, dass jede Kündigung einer 
Rechtskontrolle zugänglich bleibt. Die Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien fordert das 
Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz auf, das 
Kündigungsschutzrecht wie folgt zu modernisieren: 
 

1. Rechtsanspruch auf Kündigungsanfechtung durch Modernisierung des 

Betriebsbegriffs: Die gesetzlichen Rahmenbedingungen – insbesondere der 

Betriebsbegriff – sind so zu verändern, dass die Anfechtung einer Kündigung bei den Arbeits- 

und Sozialgerichten auch dann erfolgen kann, wenn keine klassische Betriebsstruktur 

vorliegt. Insbesondere für „betriebslose“ Beschäftigungsverhältnisse ist dies abzusichern, um 

eine Ungleichbehandlung zwischen ausländischen und inländischen Unternehmen zu 

verhindern. 

2. Absicherung neuer Arbeitsformen: Es ist gesetzlich klarzustellen, dass auch Beschäftigte 

in digitalen Netzwerken, Plattformen oder dezentralen Organisationen den vollen Schutz 

gegen ungerechtfertigte Kündigungen genießen. 
 

Angenommen ☒ Zuweisung ☐ Ablehnung ☐ Einstimmig ☐ Mehrheitlich ☒ 

 


